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Direktzugang zur Psychotherapie sichern

Der Koalitionsvertrag von CDU/CSU 
und SPD sieht die Einführung eines 
verpflichtenden Primärarztsystems vor. 
Welche Umsetzungspläne das Bundes-
gesundheitsministerium dabei verfolgt, 
ist bislang jedoch noch unklar. Im Raum 
steht die Frage, ob und in welchen Kon-
stellationen Patient*innen künftig erst 
über hausärztliche Praxen Zugang zur 
Facharztbehandlung erhalten sollen. 
Für die Gynäkologie und die Augen-
heilkunde wurden im Koalitionsvertrag 
explizit Ausnahmen vom Hausarztvor-
behalt festgehalten.

Verschiedene Konzepte werden nun 
diskutiert: die hausarztzentrierte Ver-
sorgung, bei der die Steuerung über 
Allgemeinmediziner*innen und Kinder
ärzt*innen erfolgen soll, und eine auf 
verschiedene grundversorgende Arzt-
gruppen verteilte Steuerungskompe-
tenz.

Die psychotherapeutische Versorgung 
ist im Koalitionsvertrag in einem se-
paraten Kapitel verortet. Erklärtes Ziel 
ist die Stärkung der psychotherapeu-
tischen Versorgung in der Fläche und 
in Akutsituationen – unabhängig von 
der Frage des Primärarztsystems. Für 
die Bundespsychotherapeutenkammer 
(BPtK) steht fest: Gerade dafür muss 
der Direktzugang zur psychotherapeu-
tischen Versorgung erhalten bleiben. 
Alles andere wäre ein Rückschritt – so-
wohl für Patient*innen als auch für das 
Versorgungssystem insgesamt.

Psychotherapie muss direkt er-
reichbar bleiben

Psychotherapeut*innen sind für vie-
le Menschen mit psychischen Be-
schwerden die ersten und zentralen 
Ansprechpartner*innen. Mit der Ein-
führung der psychotherapeutischen 

Sprechstunde wurde ein wirksamer, 
niedrigschwelliger und wohnortnaher 
Zugang geschaffen: Patient*innen er-
halten eine qualifizierte diagnostische 
Abklärung und eine fundierte Empfeh-
lung, welche Behandlungsform – Psy-
chotherapie, medikamentöse Mitbe-
handlung, Soziotherapie oder Selbsthil-
fe – in ihrem Fall sinnvoll ist.

Gerade auch Kinder und Jugendliche 
mit psychischen Erkrankungen brau-
chen einen niedrigschwelligen und 
schnellen Zugang zu psychotherapeu-
tischer Hilfe, um eine frühzeitige Diag-
nostik und Behandlung zu ermöglichen 
und damit Chronifizierung und länger-
fristige Beeinträchtigungen in der emo-
tionalen, kognitiven und sozialen Ent-
wicklung zu verhindern.

Jedes Quartal nutzen rund 600.000 
Menschen dieses Angebot. Nur etwa 
die Hälfte von ihnen beginnt eine Richt-
linienpsychotherapie – die andere Hälf-
te wird je nach Bedarf niedrigschwellig 
beraten, versorgt oder weitervermittelt. 
Diese Form der differenzierten Patien-
tensteuerung ist effizient, zielgerichtet 
und entlastet das Gesundheitssystem.

Verpflichtende hausärztliche 
Steuerung: fachlich und struktu-
rell nicht geeignet

Die Idee, die Steuerung psychisch be-
lasteter Menschen über Hausärzt*innen 
vorzunehmen, überzeugt weder fachlich 
noch organisatorisch. Hausärzt*innen 
sind nicht auf psychische Störungen 
spezialisiert, stehen unter hohem Zeit-
druck und sind vielerorts bereits über-
lastet. Ein vorgeschalteter Besuch in 
der Hausarztpraxis würde die Versor-
gung nicht verbessern, sondern verzö-
gern, Doppeldiagnostik erzeugen und 
Hürden für Patient*innen erhöhen. Da-

rauf verwies jüngst auch die Vorständin 
der Verbraucherzentrale Bundesver-
band Ramona Pop. Die ohnehin schon 
überlasteten Hausarztpraxen würden 
zum Nadelöhr.

Ein klares Signal kommt auch aus der 
Selbstverwaltung: Die Vertreterver-
sammlung der Kassenärztlichen Bun-
desvereinigung (KBV) hat jüngst be-
schlossen, dass psychotherapeutische 
Behandlungen weiterhin ohne Überwei-
sung zugänglich bleiben müssen.

Direktzugang absichern und 
erweitern

Die psychotherapeutische Sprechstun-
de funktioniert – für Patient*innen, für 
das System und für eine zielgerich-
tete Versorgung. Der direkte Zugang 
von Patient*innen zur Psychotherapie 
muss weiterhin gesetzlich abgesichert 
bleiben. Gleichzeitig braucht es eine 
Erweiterung der Steuerungsmöglichkei-
ten von Psychotherapeut*innen – etwa 
durch die Befugnis, Überweisungen 
auszustellen oder die Arbeitsunfähig-
keit bei psychischen Erkrankungen zu 
bescheinigen.

BPtK-Positionspapier

Menschen mit psychischen Erkrankun-
gen benötigen keine vorgeschaltete 
Steuerung – die Psychotherapeut*innen 
selbst sind die kompetenten Lotsen 
in der Versorgung von Menschen mit 
psychischen Erkrankungen. Die BPtK 
setzt sich deshalb auf allen Ebenen da-
für ein, dass der Direktzugang zur Psy-
chotherapie nicht dem apodiktischen 
Prinzip einer hausärztlichen Zuweisung 
geopfert wird. Die Versorgung psy-
chisch erkrankter Menschen darf nicht 
ausgebremst werden – im Gegenteil: 
Sie muss gestärkt, niedrigschwellig 
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gestaltet und weiterentwickelt werden. 
In einem Positionspapier hat die BPtK 
ausführlich dargelegt, warum der Di-

rektzugang in die psychotherapeutische 
Sprechstunde für Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen gestärkt und 

optimal genutzt werden muss und nicht 
durch ein „One size fits all“-Modell er-
setzt werden darf.

Round-Table-Gespräch „Prävention und Gesundheitsförderung: Potenziale  
und Perspektiven“

Auf Einladung der Bundespsychothera-
peutenkammer diskutierten am 10. Juni 
2025 Vertreter*innen der Landespsy-
chotherapeutenkammern und BPtK-
Gremien sowie Expert*innen aus der 
Präventionspraxis im Rahmen eines 
Round-Table-Gesprächs zum Thema 
„Psychotherapeut*innen in der Prä-
vention und Gesundheitsförderung – 
Potenziale und Perspektiven“, wie die 
Rolle der Profession in der Prävention 
gestärkt werden kann.

Angesichts zunehmender psychischer 
Belastungen in der Bevölkerung werde 
die Notwendigkeit präventiven Handelns 
immer deutlicher, sagte BPtK-Präsiden-
tin Dr. Andrea Benecke zum Auftakt 
der Veranstaltung. Prävention müsse 
Menschen in allen Lebensphasen errei-
chen. Die Profession sei bereit, Präven-
tion stärker mitzugestalten. Es brauche 
eine stärkere Auseinandersetzung mit 
der Rolle der Psychotherapeutenschaft 
in Prävention und Gesundheitsförderung 
sowie eine klare Positionierung gegen-
über der Politik, fügte Vizepräsident Dr. 
Nikolaus Melcop hinzu.

Prävention noch nicht in der  
Regelversorgung

Wolfgang Schreck, BPtK-Vorstand 
mit langjähriger Erfahrung als Jugend-
amtsleiter, lieferte einen umfassenden 
thematischen Überblick zu diesem 
Thema. Psychische Gesundheit müs-
se im Sinne von „Mental Health in all 
Policies“ auch außerhalb des Gesund-
heitswesens mitgedacht werden, etwa 
in Bildung und Arbeitswelt, so Schreck. 
Psychotherapeut*innen brächten um-
fassende Kompetenzen für die Präven
tion und Gesundheitsförderung mit. Bis-
her seien sie jedoch – wenn überhaupt 
– vorrangig in der Individualprävention 
tätig, etwa im Rahmen der Präventions-
kurse der gesetzlichen Krankenversi-

cherung nach § 20 SGB V. Schreck be-
tonte, wirkungsvolle Prävention müsse 
weiter gefasst werden: Sie gelinge nur 
durch Zusammenarbeit verschiedener 
Professionen in unterschiedlichen Le-
benswelten. Psychotherapeut*innen 
stünden nicht allein in der Verantwor-
tung, könnten aber maßgeblich zur Ent-
wicklung einer psychisch gesünderen 
Bevölkerung beitragen.

Früh ansetzen, gezielt fördern

Dr. Sabine Ahrens-Eipper, niedergelas-
sene Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeutin und Vizepräsidentin der 
Ostdeutschen Psychotherapeutenkam-
mer (OPK), beleuchtete Potenziale und 
Hürden indizierter Präventionsangebote 
für Kinder und Jugendliche. Gruppen-
programme, wie das von ihr entwickel-
te Training „Til Tiger“ für sozial unsiche-
re Kinder, zeigten zwar nachweislich 
hohe Wirksamkeit, ihre Überführung in 
die Praxis werde durch die ungünstigen 
Rahmenbedingungen für Prävention je-
doch erschwert. Der Zugang zu solchen 
Angeboten könne etwa über kinder-
ärztliche Praxen und Schuleingangsun-
tersuchungen verbessert werden, wie 
das Innovationsfondsprojekt PROMPt 
(Primärindikative und optimierte Zu-
weisung zu gezielten Maßnahmen bei 
emotionalen und Verhaltensauffälligkei-
ten bei Kindern) zeige. Ahrens-Eipper 
betonte, indizierte Prävention sei praxis
tauglich, wenn passende Strukturen 
und wirtschaftliche Rahmenbedingun-
gen geschaffen würden.

Betriebliche Gesundheits
förderung

Dr. Nadine Schuster, Psychologische 
Psychotherapeutin und Geschäftsführe-
rin der prevent.on GmbH, veranschau-
lichte, wie Psychotherapeut*innen im 
Rahmen der betrieblichen Gesundheits-

förderung aktiv werden können. Sie ver-
fügten über die nötigen Kompetenzen. 
Angesichts steigender psychischer Be-
lastungen in der Arbeitswelt sei daher 
wichtig, dass sich die Profession mit 
betrieblichen Strukturen und Anforde-
rungen vertraut mache, etwa durch 
spezifische Curricula oder Fortbildun-
gen. Nur so könne der Transfer psy-
chotherapeutischer Expertise in neue 
Handlungsfelder wie die betriebliche 
Gesundheitsförderung gelingen.

Chancen und Herausforderungen 
für Psychotherapeut*innen

Die Diskussion im Plenum machte deut-
lich: Psychotherapeut*innen verfügen 
über Kompetenzen, die stärker in prä-
ventive Angebotsstrukturen eingebun-
den werden sollten. Das gelte sowohl 
für psychische als auch für körperliche 
Erkrankungen, zum Beispiel bei der För-
derung gesunder Lebensweisen. Die 
Teilnehmenden betonten aber auch: 
Finanzierungsfragen, strukturelle Hür-
den und begrenzte personelle Ressour-
cen bleiben große Herausforderungen. 
Diskutiert wurde, welche Aufgaben 
Psychotherapeut*innen im Bereich Prä-
vention und Gesundheitsförderung selbst 
übernehmen und welche delegiert wer-
den könnten – etwa an Praxispersonal 
oder durch Kooperationen mit Schulen. 
Die Profession müsse sich sowohl auf 
kommunaler als auch auf Landes- und 
Bundesebene stärker positionieren, um 
nachhaltig präventiv wirksam zu sein.

In ihrem Resümee unterstrich Dr. And-
rea Benecke nochmals die Relevanz des 
Themas für die Zukunft der Profession. 
Die BPtK werde die Diskussion weiter-
führen, um psychotherapeutische Kom-
petenzen im Bereich Prävention stärker 
zur Geltung zu bringen und die psychi-
sche Gesundheit der Bevölkerung nach-
haltig zu stärken.
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BPtK fordert Entbürokratisierung in der Psychotherapie

Überregulierte Antragsverfahren, unnö-
tige Kontrollen und fehlende Digitalisie-
rung – Psychotherapeut*innen sind bei 
der Berufsausübung mit einer Vielzahl 
bürokratischer und regulatorischer An-
forderungen konfrontiert. Dadurch geht 
wertvolle Zeit für die Behandlung der 
Patient*innen verloren.

Und nicht nur die psychotherapeuti-
sche Versorgung ist von bürokratischen 
Unwuchten betroffen. Auch Unterneh-
men, Verwaltung und Bürger*innen 
beklagen bürokratische Hürden. Die 
schwarz-rote Bundesregierung hat da-
her eine Offensive zur Entbürokratisie-
rung angekündigt.

Die Bundesregierung plant, Gesetze 
und Regelungen mithilfe eines Pra-
xischecks systematisch auf ihren büro-
kratischen Aufwand hin zu überprüfen. 
Dazu gehören auch Datenschutzvor-
schriften und Dokumentationspflichten. 
Auch das Berichtswesen soll verein-
facht und digitalisiert werden.

Damit auch Psychotherapeut*innen in 
der ambulanten Versorgung von Verein-
fachungen und Entlastungen profitie-
ren, hat die BPtK in enger Abstimmung 
mit den Landespsychotherapeuten-
kammern Vorschläge an die Politik ad-
ressiert.

Erstens fordert die BPtK die Abschaf-
fung des aktuellen Qualitätssicherungs-
verfahrens (QS-Verfahrens) ambulante 
Psychotherapie, das seit Januar 2025 
in Nordrhein-Westfalen erprobt wird. 
Schon jetzt steht fest, dass das QS-
Verfahren erhebliche Bürokratie- und 
Durchführungskosten verursacht und 
für die Qualitätssicherung in der ambu-
lanten Psychotherapie grundsätzlich un-

geeignet ist. Allein in NRW entstehen 
jährlich Kosten für die QS-Software und 
die vorgeschriebene QS-Dokumentati-
on in zweistelliger Millionenhöhe. Hinzu 
kommen erhebliche zusätzliche Kosten 
für die Durchführung des QS-Verfah-
rens bei den beteiligten Stellen sowie 
für die geplante Evaluation. Gleichzeitig 
kann das QS-Verfahren aufgrund von 
grundsätzlichen Limitationen sowie 
methodischen und inhaltlichen Defizi-
ten keinen relevanten Beitrag zur geziel-
ten Verbesserung der Behandlungspro-
zesse leisten.

Zweitens dringt die BPtK auf die Ab-
schaffung des zweistufigen Antrags-
verfahrens für die Kurzzeittherapie, weil 
die bisherige Zweiteilung zusätzlichen fi-
nanziellen und bürokratischen Aufwand 
aufseiten der Psychotherapeut*innen 
und der Krankenkassen verursacht, 
ohne dass daraus auch nur ansatzwei-
se ein Mehrwert im Sinne einer effizi-
enteren Steuerung der Versorgung er-
wächst.

Drittens fordert die BPtK, die Verpflich-
tung aufzuheben, dass auch bei ärztlich 
überwiesenen oder aus dem Kranken-
haus entlassenen Patient*innen ein zu-
sätzlicher Konsiliarbericht angefordert 
werden muss. Aufgrund der derzeiti-
gen gesetzlichen Vorgaben kommt es 
regelhaft zu Doppeluntersuchungen, 
etwa, wenn eine Patient*in bereits 
von der Hausärzt*in untersucht und an 
eine Psychotherapeut*in überwiesen 
wurde, oder im Fall der ambulanten 
Anschlussbehandlung nach einem sta-
tionären Aufenthalt. Bereits vorliegende 
Untersuchungsbefunde sollten effizien-
ter genutzt werden, um damit hausärzt-
liche Praxen zu entlasten, Kosten für 
die gesetzliche Krankenversicherung 

zu senken und Verzögerungen bei der 
psychotherapeutischen Behandlung zu 
verhindern.

Viertens sollte das Antrags- und Gut-
achterverfahren digitalisiert und ver-
schlankt werden. Bisher kann der Be-
richt nur in Papierform und damit pos-
talisch an die Gutachter*in verschickt 
werden. Ein digitales Verfahren kann 
die Prozesse verkürzen, den Aufwand 
reduzieren und im Ergebnis zu mehr 
Zeit für Patient*innen und weniger Kos-
ten für die gesetzliche Krankenversiche-
rung führen.

Fünftens setzt sich die BPtK für eine 
zügige Reform der Gebührenordnung 
für Ärzte (GOÄ) und damit auch der 
Gebührenordnung für Psychothera-
peuten (GOP) ein. Die Abrechnung der 
privatärztlichen und privatpsychothera-
peutischen Leistungen sind aktuell mit 
einem hohen zeitlichen und bürokrati-
schen Aufwand verbunden. Der Grund: 
Leistungen müssen über teils komplexe 
Analogbewertungen abgerechnet und 
mit entsprechendem Aufwand geprüft 
werden. Der Entwurf einer neuen GOÄ, 
der zwischen der Bundesärztekammer 
und dem PKV-Verband unter Mitwir-
kung der BPtK abgestimmt wurde, 
bildet das gesamte Spektrum der me-
dizinischen und psychotherapeutischen 
Leistungen auf dem aktuellen Stand der 
Wissenschaft über originäre Gebühren-
ziffern ab, sodass die umfangreiche 
Nutzung von Analogbewertungen und 
die aufwendigen Rechnungsprüfungen 
entfallen könnten.

Schließlich fordert die BPtK, dass die 
Approbationsurkunden künftig auch in 
elektronischer Form ausgestellt wer-
den.

Behandlung ist bei psychischen Erkrankungen die beste Prävention von Gewalt

Die BPtK unterstützt ausdrücklich das 
neue Positionspapier der Deutschen 
Gesellschaft für Psychiatrie und Psy-
chotherapie, Psychosomatik und Ner-
venheilkunde e. V. (DGPPN) zum Thema 
„Aggressives und gewalttätiges Ver-

halten bei Menschen mit psychischen 
Erkrankungen. Wie hoch ist das Risiko 
und wie lässt es sich begrenzen?“.

Das Papier liefert eine wissenschaftlich 
fundierte und zugleich differenzierte 

Einordnung dieses komplexen Themas. 
Es zeigt klar: Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen sind nicht per se 
gefährlich. Das Risiko, dass ein Mensch 
mit einer psychischen Erkrankung ge-
walttätig wird, ist fast immer das Resul-
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tat aus der Interaktion bestimmter Sym-
ptome der Erkrankung – insbesondere, 
wenn sie unbehandelt ist – mit weiteren 
bekannten Belastungs- und Risikofakto-
ren für Aggression und Gewalttätigkeit. 
Hierzu gehören junges Alter, männli-
ches Geschlecht, Konsum von Drogen 
oder Alkohol, Vernachlässigung und Ge-
walterfahrungen, soziale Isolation, Ar-
mut und Wohnungslosigkeit. Der beste 
Schutz vor möglichen Gewalttaten ist 

eine wirksame Behandlung der psychi-
schen Erkrankung.

Das Positionspapier leistet einen wich-
tigen Beitrag, um Ängste und Vorurteile 
in der öffentlichen Debatte zu versachli-
chen und den Fokus auf die Versorgung 
und Prävention zu lenken. Entscheidend 
ist, dass der Zugang zu qualifizierter 
psychotherapeutischer und psychiat-
rischer Behandlung gesichert und ge-

stärkt wird. Zudem müssen Einglie-
derungshilfe und Sozialpsychiatrische 
Dienste gestärkt werden. Maßnahmen 
wie die Weitergabe medizinischer Da-
ten an Sicherheitsbehörden oder das 
Anlegen eines Registers für psychisch 
kranke Menschen hingegen sind nicht 
sinnvoll und können keine Gewalttaten 
verhindern.

BMG und BPtK veröffentlichen Empfehlungen für einen Hitzeschutz  
in psychotherapeutischen Praxen

Anlässlich des Hitzeaktionstags am 
4. Juni 2025 haben das Bundesge-
sundheitsministerium (BMG) und die 
BPtK eine Bundesempfehlung für den 
Hitzeschutz in ambulanten psychothe-
rapeutischen Praxen veröffentlicht. 
Der Musterhitzeschutzplan unterstützt 
Psychotherapeut*innen dabei, Hitzerisi-
ken für Patient*innen und Praxisteams 
wirksam zu reduzieren.

Warum ist Hitzeschutz in Praxen 
wichtig?

Die Klimakrise führt zu häufigeren und 
intensiveren Hitzewellen. Studien zei-
gen, dass sich dies auch auf die psy-
chische Gesundheit auswirkt: Psychi-
sche Krisen und Suizide nehmen zu. 
Besonders gefährdet sind unter ande-
rem Patient*innen mit schizophrenen, 
bipolaren, substanzbezogenen, demen-
ziellen sowie chronischen körperlichen 
Erkrankungen.

Was empfiehlt die BPtK?

Der aktualisierte Hitzeschutzplan zeigt 
konkrete und niedrigschwellige Maß-

nahmen auf, mit denen Praxen Hitzeri-
siken begegnen können. Die BPtK emp-
fiehlt, frühzeitig Informationen einzuho-
len, verantwortliche Personen in den 
Praxen festzulegen, sowohl beim Per-
sonal als auch bei den Patient*innen Ri-
sikogruppen zu identifizieren und diese 
gezielt zu informieren. Bei Hitze sollten 
für Risikopatient*innen, wenn möglich, 
Termine morgens oder abends gelegt 
oder Videosprechstunden angeboten 
werden.

Über den Musterhitzeschutzplan

Die erste Version des Plans wurde 
2023 von der BPtK gemeinsam mit der 
Deutschen Allianz Klimawandel und 
Gesundheit (KLUG) e. V. sowie den Psy-
chologists/Psychotherapists for Future 
e. V. entwickelt. In diesem Jahr wurde 
er überarbeitet und in Kooperation mit 
dem BMG neu aufgelegt.

Plakate und Karten mit QR-Code zu Ratgebern für Patient*innen und  
Sorgeberechtigte

Seit Juli 2025 bietet die BPtK interes-
sierten Psychotherapeut*innen sowie 
medizinischen und sozialen Einrichtun-
gen Plakate und Infokarten zu ausge-
wählten Patienten- und Elternratgebern 
der BPtK an, die in Praxis- oder Warte-
räumen ausgehängt beziehungsweise 
ausgelegt werden können. Die BPtK 
möchte Patient*innen und Sorgebe-
rechtigte auf diese Weise unterstützen 

und den Zugang zu Ratgebern in digita-
ler Form vereinfachen.

Über die auf den Plakaten und Infokar-
ten abgedruckten QR-Codes können 
Ratsuchende die Broschüren direkt von 
der Website der BPtK abrufen.

Folgende gedruckte Plakate können bei 
der BPtK bestellt werden:

	� Plakat im A3-Format zum Ratgeber 
„Wege zur Psychotherapie“,

	� Plakat im A3-Format zum Ratgeber 
„Elternratgeber Internet“,

	� Plakat im A3-Format zum Ratgeber 
„Elternratgeber Psychotherapie“.

Folgende gedruckte Infokarten können 
bei der BPtK bestellt werden:
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	� Infokarte im A6-Format zum Ratge-
ber „Wege zur Psychotherapie“,

	� Infokarte im A6-Format zum Ratge-
ber „Elternratgeber Internet“,

	� Infokarte im A6-Format zum Ratge-
ber „Elternratgeber Psychotherapie“.

Plakate und Infokarten können per E-
Mail unter bestellungen@bptk.de an-
gefordert werden. Um möglichst vie-
len Interessent*innen dieses Angebot 
zukommen lassen zu können, kann pro 
Anfrage jedoch nur eine begrenzte An-

zahl von Postkarten und Plakaten ver-
sendet werden.

Geschäftsstelle

Klosterstraße 64
10179 Berlin
Tel.: 030/278785–0
info@bptk.de
www.bptk.de
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